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Für die Bremer Weihnachtsmänner ging es
bei ihrem jährlichen Treffen am Freitag zu-

nächst himmelwärts – mit dem Paternoster im
Haus des Reichs. Finanzsenator Björn Fecker
als Hausherr hatte die Geschenkeüberbrin-
ger zum Start der Weihnachtsmänner-Saison
zur Betriebsversammlung an seinen Dienstsitz
eingeladen. Die von der Arbeitsagentur Bre-
men unter Vertrag genommenen Weihnachts-
männer kommen den Angaben zufolge bei-
spielsweise beim Weihnachtsfest im Familien-
kreis und bei Betriebsfeiern zum Einsatz. Wer
sich einen 20-minütigen Auftritt sichern
möchte, kann sich ab sofort im Weihnachts-
mannbüro der Jobvermittlung melden.

Im Paternoster
himmelwärts
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Bremen. Der Schrank, der nicht durch das
Treppenhaus passt, oder die geerbte Bücher-
sammlung – nicht immer findet alles in den
eigenen vier Wänden seinen Platz. Und das,
obwohl die durchschnittliche Pro-Kopf-
Wohnfläche auf dem Land und auch in der
Stadt konstant steigt. Das geht aus einer Stu-
die des Immobiliendienstleisters „empirica
regio“ aus dem Jahr 2022 hervor. Gleichzei-
tig steigt die Zahl sogenannter Self-Storage-
Lager.

Self-Storage, auf deutsch in etwa Selbst-
lagerung, ähnelt einem Lager, es gibt aber
einen wichtigen Unterschied: „Bei einem
klassischen Lager ist ein Lagermeister da-
bei, beim Self-Storage können die Kunden
in den angegebenen Zeitfenstern selbststän-
dig ein- und ausgehen“, erklärt Klaus Müller,
Vorsitzender des Verbands Deutscher Self-
Storage-Unternehmen. „Die Menschen ha-
ben zwar mehr Platz, aber sie haben auch
mehr Gegenstände.“ Müller fügt an: „Wir
sind wie ein Hotel für Sachen.“

Auch in der Bremer Innenstadt gibt es ein
Self-Storage-Lager: Seit April betreibt Se-
bastian Mastalka das Depot76 in der Faulen-
straße. Wie der 45-Jährige auf die Idee kam?
„Als Kind war ich in den USA, und da hatten
alle einen Self-Storage-Raum.“ In den USA
gibt es etwa 50.000 Self-Storage-Lager, das
heißt, auf weniger als 7000 Menschen
kommt ein Lager. Beim Self-Storage-Ver-
band in Deutschland sind derzeit 65 Mitglie-
der mit 220 Standorten registriert, Anbieter,
die nicht im Verband gelistet sind, kommen
noch hinzu. Ihren Bedarf können Interes-
sierte auf der Homepage des Bremer Anbie-
ters angeben. Die Suchmaschine zeigt die
verfügbaren Boxen an – so werden die La-
gerflächen genannt. „Von Schließfachgröße
bis zu mehreren Quadratmetern kann man
alles mieten“, erklärt Unternehmer Mas-

talka. Was für Sachen eingelagert werden,
weiß Sebastian Mastalka: „Da ist alles dabei,
vom kleinen Kosmetikstudio, bis zu den Sa-
chen eines Studenten, der ein halbes Jahr ins
Ausland geht. Meistens sind es aber Möbel.“
Häufig würden die Räume an den Kipppunk-
ten des Lebens genutzt, etwa bei einem Um-
zug oder einer Trennung.

In der Anlage von Mastalka gibt es keinen
Pförtner, die Räume sind dafür aber video-
überwacht und von 6 bis 22 Uhr geöffnet.
Zudem gibt es einen Lift, und das Gebäude
ist temperiert, auch um Schimmel vorzubeu-
gen. Auf 700 vermietbaren Quadratmetern
bietet Mastalka 240 Boxen in der Innenstadt
an. Eine Wohnung zu mieten, sei vielleicht
günstiger, aber da es sich bei der Immobilie
um Gewerbefläche handelt, gehe kein
Wohnraum verloren, macht Mastalka klar.

Die Dauer der Lagerung sei unterschied-
lich, sagt der Verbandsvorsitzende Müller.
„Eine große Gruppe mietet die Boxen nur
kurz, etwa drei bis sechs Monate zum Bei-
spiel während einer Renovierung.“ In seinen
eigenen Lagerboxen habe jemand seit mehr

als 13 Jahren Gegenstände untergebracht –
das sei eher selten der Fall, „aber fünf Jahre
schaffen einige.“ Bedeutender Vorteil der
Mieträume sei die hohe Flexibilität. „In den
meisten Anlagen können die Kunden von
jetzt auf gleich rein“, sagt Müller. Die Min-
destmietdauer betrage in der Regel zwei Wo-
chen, danach könnten die Kunden auch
ohne Frist ausziehen, abgerechnet werde
auf den Tag genau.

Zahlreiche Verbote
Was nicht eingelagert werden darf? „Da hat
jedes Geschäft so seine Liste, mit der alle
versuchen, die Sicherheit so hoch wie mög-
lich zu halten“, erklärt Müller. Flüssiges oder
brennbares Material sei ebenso verboten wie
Lebensmittel, Waffen oder Sprengstoff. „Die
Liste ist umfangreich, aber nachvollziehbar.“
Kontrolliert werden die Räumlichkeiten
nicht: „Ein Mietvertrag bei uns ist ähnlich
wie der Mietvertrag in einem Wohnhaus.“
Der Vermieter wisse ja auch nicht, was
Menschen in ihren eigenen vier Wänden für
Gegenstände aufbewahren. „Für uns endet

die Verantwortung an der Tür zu der Box.“
Vincent Stefes betreibt drei Lager in Bre-

men – in Horn, in der Neustadt und in Has-
tedt. „Ziel ist es, den Kunden nicht nur ein
Lager, sondern eine Wohnungserweiterung
anzubieten“, sagt er. Daher versuche man,
die Self-Storage-Räume dort anzubieten, wo
viele Menschen wohnen. Klaus Müller vom
Self-Storage-Verband weiß, wo die Lager
häufig platziert werden. „Es ist schon ein
Phänomen des städtischen Raumes, wir ha-
ben aber auch neue Mitglieder im Verband,
die in ländlicheren Gegenden vertreten
sind.“

Seinen Angaben zufolge sind die Anlagen
in der Regel videoüberwacht, dazu gebe es
eine Kontrolle am Eingang, für Brandschutz-
sicherheit und Schädlingsmonitoring sei ge-
sorgt. „Sicher, sauber, trocken“, das sei der
Kern der Dienstleitung, sagt Müller. Vor al-
lem würden die Lager von privaten Kunden
genutzt, lediglich 20 Prozent der Mieter
seien gewerblich.

„Das ist eine Branche, die immer weiter
wächst“, sagt Müller. Kostenfrei ist das ex-
terne Lager natürlich nicht: Knapp 1,5 Qua-
dratmeter kosten beispielsweise bei De-
pot76 für vier Wochen etwa 45 Euro. Laut
Müller haben die Anbieter hohe Investi-
tionssummen zu stemmen: das Einbauen
der Boxen, Brandschutzmaßnahmen, Über-
wachungstechnik. Pro Quadratmeter kämen
so 250 bis 300 Euro für den Ausbau zusam-
men.

Seit 2021 betreibt Dirk Georgus „Das La-
ger im Viertel“. Auch bei ihm können Kun-
dinnen und Kunden dank des Kartensys-
tems außerhalb der Bürozeiten in die Lager-
boxen. Für die Nachfrage in seinem Lager
hat Georgus einen Grund: „Gerade im Vier-
tel bauen viele Menschen ihre Souterrain-
wohnungen um, aus den Kellern werden
Wohnungen.“ Zwar werde Wohnraum ge-
wonnen, Lagerfläche aber gehe verloren.

Trend zum externen Lagerraum
Sogenannte Self-Storage-Räume gibt es auch im Bremer Stadtgebiet – was es damit auf sich hat
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Sebastian Mastalka
betreibt seit April ein
Self-Storage-Lager in
der Innenstadt, um
Menschen Abstellflä-
che in der Nähe zu
ermöglichen.
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Zusammenschluss in der Region

Bremen. Der Fusion zwischen der Bre-
mischen Volksbank und der Volksbank
Wümme-Wieste steht nichts mehr im
Weg: Am Donnerstagabend stimmten
die Mitgliederversammlungen der bei-
den Genossenschaftsbanken dem Zu-
sammenschluss zum 1. Januar 2024 zu.
Der neue Name der Bank: Bremische
Volksbank Weser-Wümme.

Die Vorstände der beiden Volksban-
ken hatten das Vorhaben im März auf
den Weg gebracht. Durch die Fusion ent-
steht die größte Genossenschaftsbank
in der Region mit einer Bilanzsumme
von 2,4 Milliarden Euro und 50.000 Kun-
den. Ziel sei es, „eine neue schlagkräf-
tige Bank zu bauen, die selbstbewusst
und stark im Markt Bremen und umzu
agieren kann“, erklärte Ulf Brothuhn,
Vorstandschef der Bremischen Volks-
bank, der auch dem vierköpfigen Vor-
stand der neuen Bank vorsitzen soll.

Neue Iban
Juristisch gesehen übernimmt bei der
Fusion die Bremische Volksbank die
Volksbank Wümme-Wieste. Jeder
Kunde bekommt ab Juni kommenden
Jahres eine neue Iban für sein Konto.
„Wir sagen all unseren Kunden jegliche
technische, digitale und persönliche
Unterstützung zu, damit diese Verände-
rungen so geräuschlos wie möglich ver-
laufen können“, versichert Matthias Dit-
trich, Vorstand der Volksbank Wümme-
Wieste, der für das technische Fusions-
projekt verantwortlich ist.

Alle 17 Filialstandorte der beiden Ban-
ken in Bremen und den Landkreisen Ro-
tenburg und Verden bleiben erhalten;
in der Stadt Rotenburg, wo beide Ban-
ken über eigene Filialen verfügen, sol-
len diese zusammengelegt werden.
Auch alle 250 Mitarbeiter behalten ihren
Job – „es wird keine fusionsbedingten
Kündigungen geben“, versichert Vor-
standschef Brothuhn. Über die natürli-
che Fluktuation könnten in den kom-
menden Jahren unter dem Strich bis zu
zehn Stellen abgebaut werden.

Es ist nicht die einzige Fusion von
Volksbanken in der Region: In der ver-
gangenen Woche hatten die Vertreter-
versammlungen der Volksbank Syke
und der bereits aus mehreren Fusionen
hervorgegangenen Volksbank Nieder-
sachsen-Mitte einem Zusammenschluss
zum September 2024 zugestimmt.

Volksbanken
fusionieren

von Christoph Barth

Wiesbaden. Die deutschen Bauverwal-
tungen haben im September so wenige
neue Wohnungen genehmigt wie seit
mehr als zehn Jahren nicht mehr. Die Zahl
der Wohneinheiten lag bei 19.300 und da-
mit 29,7 Prozent unter dem Wert aus dem
September 2022, wie das Statistische Bun-
desamt am Freitag in Wiesbaden berich-
tete. Zuletzt wurden im Januar und Feb-
ruar 2013 jeweils niedrigere Monatszah-
len registriert. Damit sind im laufenden
Jahr nach neun Monaten erst 195.100
Wohnungen neu genehmigt worden. Das
waren 28,3 Prozent weniger als im glei-
chen Zeitraum des Vorjahres. Das von der
Bundesregierung ausgegebene Jahresziel
von 400.000 Einheiten bleibt damit in
weiter Ferne. Als Gründe für die schwa-
che Entwicklung bei einer gleichzeitig ho-
hen Nachfrage nach Mietwohnungen
nennt das Amt die hohen Baukosten und
die ungünstigen Finanzierungsbedingun-
gen.

Weniger neue Wohnungen
werden genehmigt

BAUVERWALTUNGEN
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Berlin. Im Tarifkonflikt des Handels wol-
len die Verhandlungsseiten am Donners-
tag zu einem Spitzengespräch zusammen-
kommen. „Die Gewerkschaft Verdi hat
diesen Termin uns gegenüber heute bestä-
tigt“, teilte der Handelsverband Deutsch-
land (HDE) am Freitagabend mit. Die Ver-
handlungen stecken seit Monaten fest. Zu-
letzt hatte die Verdi zu einem Warnstreik
sowohl im Einzel- als auch im Großhandel
aufgerufen. Verdi-Bundesvorstandsmit-
glied Silke Zimmer sagte, man habe den
Gesprächstermin am 23. November ange-
boten. „Jetzt ist es an der Zeit, schnell Lö-
sungen am Verhandlungstisch zu finden
und dem Zeitspiel auf Kosten der Beschäf-
tigten ein Ende zu setzen.“

Verdi willigt in Gespräch
mit Handelsverband ein

TARIFSTREIT

DPA

Bahngewerkschaft lässt über unbefristete Streiks abstimmen

Berlin. Kurz nach dem Ende des ersten
Warnstreiks im Tarifstreit mit der Deutschen
Bahn hat die Gewerkschaft GDL ihre Mitglie-
der zur Urabstimmung aufgerufen. Sie sol-
len über unbefristete Streiks bei der Bahn
und anderen Verkehrsunternehmen ent-
scheiden, teilte die Gewerkschaft am Frei-
tagabend mit. „Wir erwarten, dass unsere
Mitglieder der Hinhaltetaktik der Arbeitge-
ber eine eindeutige Antwort erteilen“, sagte
GDL-Chef Claus Weselsky laut Mitteilung.

Für längere und häufigere Arbeitskampf-
maßnahmen müssten sich 75 Prozent der
Mitglieder aussprechen. Über Zeitpunkt und
Ergebnis der Auszählung wolle die GDL ge-
sondert informieren. „Weitere Warnstreiks
sind bis dahin nicht ausgeschlossen.“

Die Bahn kommentierte die Ankündigung
der Lokführergewerkschaft zunächst nicht.
Die GDL verhandelt neben dem bundeseige-
nen Konzern noch mit einigen anderen
Unternehmen, darunter mit dem Bahnwett-
bewerber Transdev. Auch diesem Unterneh-
men warf die Gewerkschaft eine Hinhalte-
taktik vor.

Früh auf Urabstimmung gesetzt
Bei der Bahn hatte die GDL in dieser Woche
zum ersten Warnstreik im laufenden Tarif-
streit aufgerufen. Von Mittwoch- bis Don-
nerstagabend standen weite Teile des Fern-,
Regional- und Güterverkehrs still. Weselsky
hatte immer wieder betont, schon früh in der
Auseinandersetzung auf eine Urabstim-
mung setzen zu wollen. Damit will er eige-
nen Aussagen zufolge vor allem vermeiden,

dass die Bahn gegen Warnstreiks vor das
Arbeitsgericht zieht. Für Warnstreiks ist
keine Urabstimmung nötig. Dafür bestehen
engere Vorgaben, was Dauer und Häufigkeit
angeht.

Wie es am Verhandlungstisch weitergeht,
ist offen. Der Auftakt der Tarifverhandlun-
gen beim Konzern endete in der vergange-
nen Woche ohne inhaltliche Ergebnisse. In
dieser Woche sollte weiterverhandelt wer-
den. Nach dem Warnstreikaufruf der GDL
sagte die Bahn die Gespräche aber ab. Es
könne nicht verhandelt und gleichzeitig ge-
streikt werden, argumentierte Personalvor-
stand Martin Seiler.

Die nächste Verhandlungsrunde ist für
Donnerstag und Freitag in der kommenden
Woche terminiert. Die Bahn hatte bereits an-
gekündigt, den Termin einhalten zu wollen,

solange die GDL an den jeweiligen Tagen
nicht erneut zum Arbeitskampf aufruft.

Die Gewerkschaft fordert unter anderem
555 Euro mehr im Monat sowie eine Infla-
tionsausgleichsprämie. Knackpunkt der Ver-
handlungen ist indes die Forderung nach
einer Absenkung der Arbeitszeit von 38 auf
35 Wochenstunden für Schichtarbeiter bei
vollem Lohn. Aus Weselskys Sicht kann nur
so die Attraktivität dieser Berufe verbessert
werden.

Die Bahn lehnt diese Forderung als un-
erfüllbar ab. Sie bietet eine elfprozentige
Entgelterhöhung bei einer Laufzeit von 32
Monaten und die von der GDL geforderte In-
flationsprämie. Von einer Einigung sind
beide Seiten nach der ersten Verhandlungs-
runde und dem ersten Arbeitskampf weit
entfernt.

von Matthias arnold


